
Saarland. Wir werden die nötigen Rahmenbedingun-
gen schaffen, die eine zukunftsorientierte und ver-
antwortungsvolle Standortpolitik für Industrie und
Bevölkerung ermöglichen. - Ich danke Ihnen für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank Herr Abgeordneter Jochem. - Zur Be-
gründung des Antrags der SPD-Landtagsfraktion
Drucksache 14/330 hat nun Frau Abgeordnete Anke
Rehlinger das Wort.

(Beifall von den Oppositionsfraktionen. - Zurufe.)

Abg. Rehlinger (SPD):
Vielen Dank. Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolle-
ginnen und Kollegen! In der aktuellen Debatte nimmt
die Energiepolitik einen immer breiteren Raum ein.
Ich bin der Auffassung, dass dies gut so ist. Denn
damit wird der Bedeutung, die die dieses Thema für
die Zukunft unseres Landes hat, Rechnung getra-
gen. Es ist eine gute Chance, um einen breiten öf-
fentlichen Diskurs zu eröffnen und für die Positionen
zu werben. Ich bin ebenfalls der festen Überzeu-
gung, dass der energiepolitische Kurs nur dann um-
gesetzt werden kann, wenn er auf breite öffentliche
Zustimmung stößt. Das geht natürlich nur, wenn
man Wirtschaft, Verbände und die Bevölkerung ein-
bezieht und diesen Kurs mit ihnen abstimmt.

Nach unserer Auffassung muss sich dieser Kurs an
folgenden Kriterien orientieren: Er muss nachhaltig
sein. Er muss also ausgestaltet sein, ohne den
nachfolgenden Generationen unnötige Umweltbelas-
tungen aufzubürden. Dies betrifft vor allem die Kli-
maschutzdebatte. Er muss ebenfalls dem Kriterium
der Sicherheit entsprechen. Wir brauchen zu jeder
Zeit stabile Netze und es muss eine ausreichende
Menge an Strom verfügbar sein. Er muss letztlich
auch bezahlbar sein, das heißt, bezahlbar für Wirt-
schaft und Privathaushalte. Das ist im wirtschaftspo-
litischen Sinne ein Standortfaktor. Was die Privat-
haushalte angeht, muss man sicherlich im Auge be-
halten, dass Energie kein Privileg sein darf. Eine
warme Wohnung oder eine Tankfüllung dürfen nicht
zum Privileg werden. Alles zusammengefasst muss
man als Überschrift wählen: All dies muss machbar
sein. Es wird entscheidend darauf ankommen, alle
Kriterien so auszugestalten und so zueinander aus-
zurichten, dass keines verdrängt wird.

Meiner Einschätzung nach gibt es in den Parteien im
Hinblick auf die von mir eben genannten Kriterien
auch keinen Dissens. Das entnehme ich zumindest
den Überschriften der uns heute vorliegenden Anträ-
ge. Strittig wird die Debatte allerdings dann, wenn es
darum geht, in welchem Verhältnis diese drei Kriteri-

en zueinander stehen sollen, welche Gewichtung je-
des einzelne Kriterium haben soll.

Klar ist jedoch auch, dass wir, und zwar sehr kurzfri-
stig, in unserer Energiepolitik umsteuern müssen.
Wenn wir die 2050-Ziele in Sachen Klimaschutz er-
reichen wollen, müssen wir uns in den nächsten fünf
Jahren auf den Weg machen. Und selbst dann, mei-
ne Damen und Herren, wird es noch schwer genug.

(Sprechen zwischen dem Abgeordneten Becker
(CDU) und Ministerin Dr. Peter an der Regie-
rungsbank.)

Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat deutlich ge-
macht, welchen Weg sie gehen möchte. Schwarz-
Gelb will zurück in das letzte Jahrhundert, Schwarz-
Gelb will den Wiedereinstieg - -

Vizepräsidentin Ries:
Entschuldigung, Frau Rehlinger. - Herr Abgeordne-
ter Becker, es stört unheimlich, dass Sie hier Ge-
spräche führen.

Abg. Rehlinger (SPD):
Mich nicht.

(Zuruf des Abgeordneten Becker (CDU).)

Trotzdem vielen Dank. Schwarz-Gelb will zurück in
das letzte Jahrhundert. Es will einen Wiedereinstieg
in die Atomenergie. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, das ist ein Weg, den wir politisch so
nicht mehr gehen wollen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Es ist auch ein Weg, den ein Großteil dieser Gesell-
schaft nicht mitgehen möchte. Diese Politik richtet
sich damit gegen den breiten Willen der Gesell-
schaft. Sie ist überdies aufgrund der bekannten Si-
cherheitsrisiken von AKWs und der ungeklärten
Endlagerfrage unverantwortlich.

Aus diesem Grund sind wir auch der Auffassung,
dass alles nur Mögliche unternommen werden
muss, damit der Ausstieg aus dem Ausstieg verhin-
dert wird. Der Bundesrat mit seiner neu entstande-
nen Mehrheit könnte das erreichen. Allerdings hat
die Bundesregierung entschieden, ihn in dieser Fra-
ge erst gar nicht zu beteiligen. Das ist verfassungs-
widrig, meine sehr verehrten Damen und Herren,
und die SPD-geführten Länder wie auch die Bun-
des-SPD - im Übrigen auch die GRÜNEN im Bund -
wollen deshalb gegen das Gesetz klagen. Auch ich
fordere an dieser Stelle die saarländische Landesre-
gierung erneut auf, Klage einzureichen.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Eine glaubwürdige Anti-Atompolitik geht nur, wenn
man alle Möglichkeiten ausschöpft, um eine Lauf-
zeitverlängerung zu verhindern. Wenn das Saarland
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nicht klagt, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, verlieren auch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ihre
Glaubwürdigkeit und das Nein zur Verlängerung der
Laufzeiten im Koalitionsvertrag ist das Papier nicht
wert, auf dem es geschrieben steht.

Kolleginnen und Kollegen, auch wenn diese Ent-
scheidungen auf Bundesebene die Rahmenbedin-
gungen für eine saarländische Energiepolitik we-
sentlich beeinflussen, will ich im Folgenden den Fo-
kus noch auf die speziellen saarländischen Anforde-
rungen an ein zukünftiges, auch zukunftsfähiges
Energiekonzept in unserem Lande richten. Fest
steht, in den letzten Jahren ist so gut wie nichts ge-
laufen. Es gab weder eine aktive Energiepolitik noch
eine aktive Industriepolitik. Wir fangen also ganz un-
ten an. Das Saarland hatte ehedem eine Vorreiter-
rolle - -

(Zuruf von der Regierungsbank.)

Ich weiß nicht, ob Sie es bestreiten, Herr Hartmann,
dass das Saarland, was den Ausbau der erneuerba-
ren Energien betrifft, auf dem letzten Platz des Bun-
desländer-Rankings steht. Bevor die CDU-Regie-
rung in diesem Land anfing, waren wir Vorreiter.
Nichts anderes habe ich eben zum Ausdruck brin-
gen wollen. Im Übrigen ist das auch etwas, was der
Kollege Jochem an dieser Stelle immer wieder be-
tont hat. Das Saarland ist Schlusslicht, wenn es da-
rum geht, erneuerbare Energien voranzutreiben. In-
sofern, Frau Ministerin, stehen die Chancen gut. Es
kann an dieser Stelle nur besser werden.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Die Ziele, die hier formuliert werden, sind durchaus
ambitioniert.

Wir können auch Übereinstimmung feststellen, was
die Zielgrößen angeht. Auch wir als SPD-Landtags-
fraktion unterstützen das Ziel, bis 2020 rund 20 Pro-
zent des Strombedarfs aus erneuerbaren Energie-
quellen zu decken. Dies gilt im Übrigen auch für den
Wärmebereich, auch dort wollen wir einen signifi-
kanten Anstieg herbeiführen.

Klar ist auch, dass das Energiekonzept sich an die-
sen Richtgrößen zu orientieren hat, wobei ich an
dieser Stelle auch ausdrücklich begrüßen möchte,
dass die Landesregierung das IZES damit beauf-
tragt hat, dieses Energiekonzept aufzustellen, ein In-
stitut, das hoch kompetent ist, in den Jahren der
CDU-Alleinregierung allerdings stiefmütterlich be-
handelt wurde. Das scheint zumindest derzeit ein
Ende gefunden zu haben.

Kolleginnen und Kollegen, unserer Auffassung nach
sollte das saarländische Energiekonzept auf drei
Säulen beruhen: Erstens Energieeffizienz, zweitens
Ausbau erneuerbarer Energien, drittens Erneuerung
des Kraftwerksparks.

Beim Thema Energieeffizienz gilt es zunächst ein-
mal, diese Debatte viel stärker noch als in der Ver-
gangenheit in die Öffentlichkeit zu tragen; denn das
Energiesparen ist ein wesentlicher Beitrag zur weite-
ren Energiesicherheit. Durch effizientere Stroman-
wendung in der Industrie, in den privaten Haushal-
ten und im Dienstleistungsbereich können schon
heute rund 25 Prozent der Stromerzeugung wirt-
schaftlich eingespart werden. Diese Möglichkeiten
müssen wir nutzen. In unserem Antrag haben wir
hierzu auch konkrete Vorschläge gemacht, die ich
nur noch einmal stichwortartig nennen möchte: Ef-
fektives Gebäudemanagement, umfassende CO2-
Gebäudesanierung, sowohl beim Land als auch bei
den Kommunen und das Engagement zur Einfüh-
rung des Top-Runner-Modells.

Ausdrücklich begrüßen will ich in diesem Zusam-
menhang auch, dass unter Leitung des IZES und
gefördert mit Bundes- und Landesmitteln ein Ener-
gieeffizienz-Netzwerk eingerichtet worden ist, in dem
sich die energieintensiven Betriebe zusam-
menschließen, um weitere Potenziale für sich zu er-
schließen, wie man Energie an dieser Stelle sparen
kann. Meine sehr verehrten Damen und Herren, für
uns gilt nach wie vor der Grundsatz: Die beste Ener-
gie ist diejenige, die erst gar nicht verbraucht wird.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Was den Ausbau der erneuerbaren Energien an-
geht, habe ich bereits zwei wichtige Aspekte ange-
sprochen: Erstens, bei der Vorgängerregierung ist
so gut wie nichts gelaufen. Zweitens sehe ich in der
Laufzeitverlängerung der Atomkraftwerke einen
Hemmschuh für den Ausbau der erneuerbaren
Energien, weil sie - das ist, glaube ich, mittlerweile
hinreichend belegt - in großem Umfang die Netze
blockieren.

Wie dem auch sei, wir müssen dennoch alle An-
strengungen unternehmen, um die gesteckten Ziele
im Bereich der erneuerbaren Energien zu erreichen.
Wir müssen dabei aber auch alle regenerativen
Energieformen mit einbeziehen, das heißt Wind- und
Solarenergie genauso wie Geothermie, aber auch
Biomasse. An dieser Stelle sei mir aber auch die Be-
merkung erlaubt: Dabei muss vor allem auch die Be-
völkerung einbezogen werden. Sieht man sich die
Debatten in der Vergangenheit an, die in der Öffent-
lichkeit hierzu gelaufen sind, lässt sich leicht able-
sen, dass wir alle noch erhebliche Überzeugungsar-
beit leisten müssen, um den Weg freizumachen hin
zu mehr erneuerbaren Energien.

Kolleginnen und Kollegen, bei aller Bedeutung des
Ausbaus erneuerbarer Energien dürfen wir aber ge-
rade aus saarländischer Perspektive unsere Kraft-
werkslandschaft nicht aus den Augen verlieren. Dies
ist insbesondere im Zusammenspiel mit dem Saar-
land als Industrieland von existenzieller Bedeutung.
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Die hier im Saarland angesiedelten Industriebetrie-
be, gleich ob sie aus der Stahlindustrie oder aus der
Automobilindustrie kommen, sind auf eine verlässli-
che, vor Ort produzierte und bezahlbare Stromver-
sorgung angewiesen. Diese muss wohl auch über
2020 hinaus durch große Kraftwerke gewährleistet
werden.

Hierzu sind erhebliche Modernisierungsmaßnahmen
im Kraftwerkspark unumgänglich. Meine sehr ver-
ehrten, Damen und Herren, wir bekennen uns klar
zum Kraftwerksstandort Saarland und begrüßen
auch alle Modernisierungsmaßnahmen in diesem
Zusammenhang, zumal sie zur Steigerung von Effi-
zienz und Wirkungsgraden und damit auch zum Kli-
maschutz beitragen. Dieses klare Bekenntnis ver-
misse ich allerdings bei der Landesregierung. Es
entsteht bisweilen der Eindruck, als seien Kraft-
werksbetreiber und -mitarbeiter gerade noch zu dul-
den, als befänden sie sich eher in der Ecke der
Schmuddelkinder. Diese Bewertung machen wir uns
ausdrücklich nicht zu eigen. Das Saarland ist ein
Energieland. Es ist ein Industrieland. Wir wollen,
dass das auch in Zukunft so bleibt.

(Beifall bei den Oppositionsfraktionen.)

Wir als SPD-Landtagsfraktion sind für den Ausbau
von erneuerbaren Energien. Wir bekennen uns aber
klar zum Saarland als Kraftwerksstandort auch auf-
grund der regionalen Wertschöpfung, die damit ver-
bunden ist.

(Beifall des Abgeordneten Jost (SPD).)

Herr Kollege Jost, verehrte Damen und Herren, die
Landesregierung ist deshalb aufgefordert, das eine
zu tun, ohne das andere zu lassen. Dazu muss aber
die Landesregierung aus ihrer passiven Haltung ge-
genüber den Kraftwerksbetreibern heraus und eine
aktive Rolle übernehmen. Wir fordern die Landesre-
gierung auf, zusammen mit der Energiewirtschaft,
den saarländischen Unternehmen und den kommu-
nalen Versorgern Eckpunkte eines gemeinsamen
Kraftwerkskonzeptes zu entwickeln. Da scheint es,
zumindest wenn man sich die öffentliche Debatte
ansieht, noch erheblichen Kommunikationsbedarf
und auch Abstimmungsbedarf zu geben. Wir fordern
Sie auf, Ihre grundsätzlich ablehnende Haltung ge-
genüber einem Kraftwerksneubau aufzugeben, ge-
nauso wie wir Sie dazu auffordern, die grundsätzlich
ablehnende Haltung gegenüber der Steinkohle als
Energieträger aufzugeben.

(Beifall des Abgeordneten Jost (SPD).)

Diese ideologisch motivierte Haltung schadet unse-
rer Auffassung nach dem Energiestandort und damit
auch dem Industriestandort Saarland. Ich frage Sie,
was spricht eigentlich gegen ein hochmodernes, als
Gemeinschaftskraftwerk konzipiertes Modellkraft-
werk, in dem neueste Technik zum Einsatz kommt

und höchste Wirkungsgrade erreicht werden? Diese
Antwort steht hier noch aus.

(Beifall von der SPD.)

Wir erwarten von der saarländischen Landesregie-
rung, dass diese Debatte ergebnisoffen und mit ei-
nem klaren Bekenntnis zum Kraftwerksstandort ge-
führt wird. Dies gilt natürlich insbesondere für den
Kraftwerksstandort Ensdorf, der aufgrund seiner
saarländischen Besonderheit sehr symbolträchtig
ist. Auch hier stehen Sie in der Verantwortung. Ich
meine, mit einem Besuch ist es an dieser Stelle
nicht getan.

(Beifall bei der SPD.)

Werte Kolleginnen und Kollegen, die zukünftige Aus-
richtung der saarländischen Energiepolitik stellt eine
große Herausforderung dar. Nur wenn wir es schaf-
fen, Ökonomie und Ökologie in ein vernünftiges Ver-
hältnis zu bringen, werden wir dieser Herausforde-
rung gerecht werden. Frau Ministerin, meine sehr
verehrten Damen und Herren, für uns gilt: Vorrang-
politik für erneuerbare Energien ja, aber nicht ohne
die Bedürfnisse der saarländischen Wirtschaft ange-
messen zu berücksichtigen. Eine massenhafte Ge-
fährdung von Arbeitsplätzen durch falsche energie-
und damit auch industriepolitische Entscheidungen
hätten fatale Folgen für die Menschen im Saarland.
So weit darf es nicht kommt. Ich hoffe auf ein über-
zeugendes Energiekonzept. - Herzlichen Dank für
die Aufmerksamkeit, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Rehlinger. - Zur Be-
gründung des Antrages der DIE LINKE-Landtags-
fraktion, Drucksache 14/332, erteile ich Frau Abge-
ordneter Dagmar Ensch-Engel das Wort.

Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach
der Lektüre des Antrags der Regierungsfraktionen
dachte ich: Toll, großes Kino, eine Superlative nach
der anderen. Natürlich haben wir alle Ziele. Aber ich
bin da ein bisschen realistischer. Und nach genaue-
rem Durchlesen habe ich erfasst, dass in Ihrem An-
trag eigentlich nichts Greifbares steht, dass er
lückenhaft ist und die wichtigen Themen, die uns be-
wegen, nicht betrifft.

(Zuruf von der CDU.)

Das sage ich Ihnen gleich. Hören Sie nur richtig zu. -
Wie wir alle wissen, ist die Energieversorgung eine
der großen Herausforderungen unserer Zeit, eine
Aufgabe, die es unter Berücksichtigung vieler Fakto-
ren zu meistern gilt. Es ist eine Aufgabe, die keinen
Aufschub mehr zulässt, die aber auch keinen Fehler
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